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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Am 13. März 2019 beschloss der Bundesrat mittels einer Verordnung weitreichende
Massnahmen zur Bekämpfung des Coronavirus (Covid-19). Mit dieser Verordnung wurde
unter anderem beschlossen, dass ab dem 16. März 2020 alle Schulen inklusive der
Hochschulen geschlossen bleiben mussten. Kindertagesstätten hingegen durften nur
schliessen, wenn die zuständigen Behörden andere geeignete Betreuungsangebote
vorgesehen hatten. Der Bundesrat griff damit stark in die Kompetenz der Kantone ein,
welche in der Regel im Bereich Primarstufe, Sekundarschule, Gymnasium und
Fachmittelschule zuständig sind.
In der Folge wurden sämtliche Schulen, einschliesslich Kindergärten, Grundschulen,
Sekundarschulen, Gymnasien, Berufsschulen und Hochschulen, geschlossen. Kinder,
Jugendliche sowie Studentinnen und Studenten wurden fortan zu Hause unterrichtet,
insbesondere durch digitale Lernangebote. Die Medien berichteten ausführlich über
die Schliessungen der Schulen und veröffentlichten zahlreiche Erfahrungsberichte über
einzelne Schulen und deren Lehrkörper, gingen aber auch zu den Schülerinnen und
Schülern sowie deren Eltern nach Hause, um zu berichten, wie diese die Situation
meisterten. Zu Beginn des sogenannten Lockdowns schrieben die Zeitungen über die
kantonalen Unterschiede in der Handhabung der Schliessungen. So war in einigen
Kantonen beispielsweise nicht klar, für welche Kinder und Jugendlichen ein
Alternativprogramm in der Schule geboten werden musste, weil diese nicht zu Hause
betreut werden konnten. Zahlreiche Zeitungen wiesen auch generell auf den Fakt hin,
dass das Ausfallen des Präsenzunterrichts vor allem für bereits schwächere
Schülerinnen und Schüler gravierende Folgen haben könne. Die Kinder bräuchten den
sozialen Austausch in der Klasse als Korrektiv zum Elternhaus und die Schule trage stark
dazu bei, Kinder aus einem bildungsfernen Elternhaus besser zu integrieren, so Philippe
Wampfler, Deutschlehrer, in der NZZ. Dem pflichtete auch Margrit Stamm, emeritierte
Professorin für Erziehungswissenschaften, im Sonntagsblick bei. Einige Eltern hätten
viel weniger Kapazitäten als andere, um die Kinder zu Hause zu betreuen. Die Schulen
müssten dafür sorgen, dass schwächere Schüler nicht noch mehr abgehängt würden.
Im Bereich der Grundschulen stand die Umstellung von analogem zu digitalem
Unterricht und damit einige neue Unterrichtsformen im Fokus der Berichterstattung.
Zunächst brachten einige Lehrerinnen und Lehrer die Schulmaterialien den Kindern
nach Hause oder die Kinder konnten die Lehrmittel gestaffelt aus den Schulen abholen,
wie einige Zeitungen berichteten. In den darauffolgenden Tagen wurde dann immer
mehr auf den digitalen Unterricht übergeleitet und die Lehrpersonen schickten die
Aufgaben per E-Mail oder es wurde auf Onlineplattformen zurückgegriffen. Die
Sonntagszeitung berichtete, dass der Zürcher Lehrmittelverlag früh reagierte und für
den Fernunterricht kostenlose Sonderlizenzen für E-Learning auf allen Schulstufen zur
Verfügung stellte. Auf Stufe Bund wurde die staatliche Fachagentur Educa.ch
eingeschaltet, welche den Einsatz von digitalen Lehrmitteln und Onlinediensten
vorantreiben sollte, wie der Sonntags-Blick berichtete. Die Medien berichteten
detailliert über die forcierte Digitalisierung des Unterrichts und über deren Vor- und
Nachteile. Man war sich dabei einig, dass die Digitalisierung des Unterrichts einen
Schub erhalten hatte, sie aber das Klassenzimmer und die Interaktion der Schüler und
Schülerinnen untereinander und vor allem mit der Lehrperson nicht ersetze könne.
Dem stimmte auch Dagmar Rösler, Präsidentin des LCH im Blick bei und wies zudem auf
die Wichtigkeit des haptischen Erlebens hin, welches beim Online-Unterricht kaum
gegeben sei.
Bei den Gymnasien und den Berufsschulen stand die Frage nach den
Abschlussprüfungen im Vordergrund der Berichterstattungen. Dabei war lange Zeit
unklar, ob und wie diese bei den beiden Bildungseinrichtungen stattfinden sollten,
wobei Bund, Kantone und die Organisationen der Arbeitswelt daran seien, Lösungen zu
finden, damit die Prüfungen stattfinden könnten, wie die NZZ berichtete. Ende März
wurde von zwei Schülerinnen und Schülern aus dem Kanton Baselland eine Petition
eingereicht, welche den Bundesrat dazu aufrief, 2020 alle Abschlussprüfungen
abzusagen, wie die BAZ und andere Medien berichteten. In Zusammenhang mit den
Abschlussprüfungen wiesen die Medien auch auf die Probleme der Jugendlichen bei
der Suche nach einer Lehrstelle oder bei der täglichen Arbeit im Betrieb hin. Le Temps
berichtete beispielsweise, dass viele Lernende weiterhin in ihrem Betrieb arbeiteten,
obwohl dort die hygienischen Anforderungen nicht eingehalten werden könnten. Und in

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.03.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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der Aargauer Zeitung wurde Stefan Wolter, Direktor der SKBF zitiert, der befürchtete,
dass zahlreiche Unternehmen, welche Lernende ausbilden, schliessen werden müssen.
Dadurch gebe es zahlreiche Lernende, die ihre Ausbildung abbrechen müssten und vor
dem Nichts stünden. Ihnen müsse geholfen werden. 1

Der Ständerat befasste sich in der Sommersession 2020 als Erstrat mit der Botschaft
zur Förderung von Bildung, Forschung und Innovation in den Jahren 2021-2024. Er
folgte in fast allen Punkten der Mehrheit seiner WBK-SR, die das Geschäft in mehreren
Sitzungen vorbesprochen und dabei zahlreiche Anhörungen mit den Akteuren und
Akteurinnen des BFI-Bereichs durchgeführt hatte. 
In der Eintretensdebatte betonten alle Rednerinnen und Redner die Wichtigkeit des
BFI-Bereichs für die Schweiz. Eintreten war denn auch eine klare Sache. Jakob Stark
(svp, TG), Brigitte Häberli-Koller (cvp, TG) und Peter Hegglin (cvp, ZG) kritisierten aber
das Ansinnen, die Beträge für die verschiedenen BFI-Bereiche noch weiter
aufzustocken, wie dies die WBK-SR mittels zahlreicher Anträge im Umfang von
insgesamt CHF 240 Mio. vorgeschlagen hatte. Sie äusserten diese Skepsis vor dem
Hintergrund der bereits getätigten Ausgaben zur Bekämpfung des pandemiebedingten
wirtschaftlichen Lockdowns. Der überwiegende Teil des Rates sprach sich aber für die
von der Kommission vorgeschlagenen Erhöhungen der Beiträge aus. Vielen Rednerinnen
und Rednern war es wichtig, gerade in dieser Zeit in Bildung, Forschung und Innovation
zu investieren. Hannes Germann (svp, SH) resümierte, dass «die Investitionen von heute
die Arbeitsplätze von morgen» seien. Zu erwähnen ist, dass unter anderem auch den
CHF 4 Mio. für den Erhalt des Gosteli Archivs zugestimmt wurde. Die kleine Kammer
beschloss zudem, die vom Bundesrat vorgeschlagene Kreditsperre aufzuheben. Dieser
hatte beantragt, bis zur Klärung der Teilnahmebedingungen zu Horizon Europe und der
Nachfolgelösung für die Erasmus-Programme einen Teil der BFI-Mittel zu sperren. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Herbstsession 2020 befasste sich der Nationalrat als Zweitrat mit der Förderung
von Bildung, Forschung und Innovation in den Jahren 2021–2024. Auch in der grossen
Kammer stiess die BFI-Botschaft insgesamt auf viel Zustimmung. Der Nationalrat
genehmigte alle zusätzlichen Gelder, die der Ständerat gesprochen hatte, und stockte
die Mittel um weitere CHF 53 Mio. auf. Diese zusätzlichen CHF 53 Mio. verteilen sich auf
den ETH-Bereich, auf die Berufs- und Weiterbildung sowie auf das Schweizer
Kompetenzzentrum für das Ersetzen, Reduzieren und für die Verbesserung von
Tierversuchen (3R-Prinzipien). Viele Rednerinnen und Redner nutzten die Debatte für
ein Votum zum Thema Erasmus+, dem EU-Förderinstrument für Auslandsaufenthalte im
Bildungsbereich. Sie forderten den Gesamtbundesrat dazu auf, bei diesem Geschäft
zügiger voranzugehen und dem Parlament bald eine Botschaft vorzulegen.
Bildungsminister Parmelin versprach, dies möglichst rasch zu tun.
Als nächstes wird sich wiederum der Ständerat mit der BFI-Botschaft 2021–2024
befassen. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der dritten Herbstsessionswoche 2020 befasste sich der Ständerat erneut mit der
Förderung von Bildung, Forschung und Innovation in den Jahren 2021–2024. Der
Ständerat stimmte nicht allen vom Nationalrat geforderten Mittelerhöhungen zu. Er
strich wiederum die zusätzlichen Gelder für den ETH-Bereich im Gebiet der
Raumplanung, für das Schweizer Tierversuchs-Kompetenzzentrum (3R) sowie für die
berufliche Bildung. Nach der Aufrechterhaltung dieser Differenzen ist nun wieder der
Nationalrat am Zug. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

In der Wintersession 2020 beugte sich der Nationalrat ein weiteres Mal über die BFI-
Botschaft 2021-2024. Nach dieser Debatte bestanden noch zwei Differenzen zum
Ständerat. Die eine betraf den Bereich der beruflichen Bildung, wo der Nationalrat den
Verpflichtungskredit um CHF 20 Mio. erhöhen will. Die zweite Differenz betraf die
Kredite zugunsten von Forschungseinrichtungen. Hier hielt der Nationalrat an der
Aufstockung um CHF 12 Mio. für das 3R Kompetenzzentrum fest. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Jahresrückblick 2020: Bildung und Forschung

Der Bereich Bildung und Forschung war in 2020 zum einen durch einige grössere
Bundesratsgeschäfte geprägt (BFI-Botschaft 2021-2024, EHB-Reform und die
Programme Erasmus+ und Horizon). Zum anderen hatte auch in diesem Themenfeld die
Corona-Pandemie Auswirkungen auf verschiedene Bereiche (temporäre Schliessung
der Schulen, erschwerte Lehrstellensuche, Suche nach Impfstoffen), die in anderen
Jahren naturgemäss weniger im Fokus standen.

In mehreren Sitzungen zwischen Juni und Dezember 2020 berieten die beiden Räte die
BFI-Botschaft für die nächsten vier Jahre. Das Ziel des Bundesrates blieb, wie in den
vergangenen Jahren auch, dass die Schweiz in Bildung, Forschung und Innovation
führend bleibt und die Chancen der Digitalisierung nutzt. Mit der in der Wintersession
erfolgten Verabschiedung des Geschäfts genehmigten die Räte rund CHF 28 Mrd. für so
verschiedene Gebiete wie die Berufsbildung, die Weiterbildung, den ETH-Bereich oder
auch für die Institutionen der Forschungsförderung. Zum Vergleich: Für die
vorangehende BFI-Periode 2017-2020 hatten die Räte rund CHF 26.4 Mrd. gesprochen.
Ein weiteres wichtiges Geschäft stellte auch das EHB-Gesetz dar. Mit dieser Vorlage
erhielt das ehemalige Eidgenössische Hochschulinstitut für Berufsbildung ein eigenes
Gesetz und den Status einer Hochschule. Das spezifische Profil der EHB – der Fokus auf
die Berufsbildung und die damit verbundene Ausrichtung auf die Arbeitswelt – wird
auch mit dem neuen Gesetz beibehalten.
Im Bereich der internationalen Beziehungen, und insbesondere der Beziehungen zur
EU, standen die beiden Programme Horizon Europe 2021-2027 und das
Nachfolgeprogramm von Erasmus+ im Mittelpunkt zahlreicher Debatten. Der
Bundesrat legte im Mai 2020 die Finanzierungsbotschaft für die Beteiligung am
Horizon-Paket 2021–2027 der EU vor. Neben dem Kernstück «Horizon Europe» umfasst
das Paket auch das Euratom-Programm, das Programm ITER (Fusionsforschung) und das
Digital Europe Programme. Der Bundesrat beantragte dafür insgesamt CHF 6.15 Mrd.
Ständerat und Nationalrat stimmten der Vorlage in der Herbst- respektive der
Wintersession zu. Die Frage der Assoziierung an die Nachfolge des
Austauschprogramms Erasmus+ (2014-2020) gestaltete sich etwas komplexer. Im Jahr
2020 berieten und beschlossen die Räte die Totalrevision des Gesetzes über die
internationale Zusammenarbeit und Mobilität in der Bildung. Mit dem totalrevidierten
Gesetz wird die Umsetzung eigener Schweizer Förderprogramme mit der Assoziierung
an EU-Bildungsprogramme rechtlich gleichgestellt — bislang waren die Schweizer
Programme lediglich eine untergeordnete Möglichkeit. Das weitere Vorgehen in Sachen
Erasmus+ werde mit dem Gesetz aber nicht vorweggenommen; der Bundesrat werde
dem Parlament die Assoziierung an EU-Bildungsprogramme und deren Finanzierung
gegebenenfalls im Rahmen von separaten Vorlagen vorschlagen, erklärte der Bundesrat
und bestätigte dies auch noch einmal mit der Empfehlung zur Annahme des Postulats
der WBK-NR (Po. 20.3928), welches für 2021 eine Auslegeordnung bezüglich einer
möglichen Schweizer Assoziierung an internationale Programme im Bereich der
internationalen Zusammenarbeit und Mobilität für die Zeit nach Ende des Programms
Erasmus+ forderte. Im Rahmen der Debatte um die BFI-Botschaft 2021-2024 baten
mehrere Nationalrätinnen und Nationalräte den Bundesrat, rasch eine
Finanzierungsbotschaft zu Erasmus+ vorzulegen. Bildungsminister Parmelin wies dabei
mehrmals darauf hin, dass auf EU-Ebene noch technische und finanzielle Fragen zur
Nachfolgelösung von Erasmus+ offen seien; solange dies der Fall sei, könne die Schweiz
noch keine Botschaft vorlegen.

Die Covid-19-Krise zeitigte auch auf den Bildungs- und Forschungsbereich starke
Auswirkungen. So wurden aufgrund der Corona-Pandemie während der ersten Welle
sämtliche Schulen, einschliesslich Kindergärten, Grundschulen, Sekundarschulen,
Gymnasien, Berufsschulen und Hochschulen im Lande für circa acht Wochen
geschlossen. In der Folge lernten die Kinder, Jugendlichen und die Studierenden von zu
Hause aus. In den Medien wurde intensiv über das so genannte Homeschooling
berichtet, besonders interessiert waren die Medien an einer möglichen Überforderung
der Eltern und an einer leidenden Chancengerechtigkeit. Bald wurde der Ruf nach
Öffnung der Schulen laut, diesen erhörte der Bundesrat aber erst Mitte Mai 2020, als
die Schulen wieder geöffnet werden konnten. 
Auch auf die Berufsschulen hatte Covid-19 Einfluss. Für viele Jugendliche und junge
Erwachsene gestaltete sich die Suche nach einer Lehrstelle respektive nach einer Stelle
im Anschluss an die Ausbildung schwierig, was auch die Politik auf den Plan rief. Mit
einer Motion der WAK-SR (Mo. 20.3163) wurde der Bundesrat beauftragt, in
Koordination mit den Kantonen sowie den Organisationen der Arbeitswelt Massnahmen
zu ergreifen, damit die Lehrbetriebe trotz der Krise weiterhin Lernende beschäftigen

BERICHT
DATUM: 31.12.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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und anstellen können. Der Bund gründete daraufhin eine Task Force und betraute diese
mit der Aufgabe, die Situation in den Kantonen zu beobachten und, wenn nötig,
stabilisierend einzugreifen. Zudem ermöglichte er im Rahmen des Lockdowns
einerseits Lernenden den Zugang zu Kurzarbeit – so dass die Unternehmen nicht
gezwungen würden, die Lehrverträge zu kündigen – und ersetzte diese nach der
erfolgten Öffnung durch Kurzarbeit für Berufsbildnerinnen und Berufsbildner: Diese
sollten die Zeit, welche sie für die Ausbildung von Lernenden aufwendeten, als
Arbeitsausfall im Sinne von KAE anrechnen können.

Die Corona-Pandemie hatte auch einen gravierenden Einfluss auf die
Forschungslandschaft. Weltweit wurde 2020 intensiv an einem Impfstoff gegen Covid-
19 geforscht, auch unter Schweizer Beteiligung. Der SNF widmete der Corona-Pandemie
ein eigenes NFP und vergab in dessen Rahmen CHF 18.6 Mio. für Forschungsprojekte.
Mit weiteren CHF 10 Mio. unterstützte er Forschungsprojekte, welche die
gesellschaftlichen und biomedizinischen Aspekte von Epidemien erforschen. 

Anteilsmässig bewegte sich die Zeitungsberichterstattung im Bereich Bildung und
Forschung in etwa auf demselben tiefen Niveau wie in den letzten Jahren und
entsprach einem Anteil von rund 2.5 Prozent an der gesamten Berichterstattung zur
Schweizer Politik. Was aber auffällt, ist ein im Bereich Grundschulen/Gymnasien
ansteigender Wert im März und ein Peak im April 2020, was auf den Corona-bedingten
Lockdown respektive auf die Berichterstattung über die Schliessung der Schulen
zurückgeführt werden kann. 6

Im Frühling 2021 kam es in der Stadt St. Gallen in Folge einer von der Polizei
aufgelösten Party zu Auseinandersetzungen zwischen Jugendlichen und der Polizei,
wobei ein erheblicher Sachschaden entstand. In den Medien wurde über diese Krawalle
diskutiert und über die Ursachen der Ausschreitungen gemutmasst, zumal es einige
Tage später erneut zu Auseinandersetzungen mit noch mehr Jugendlichen –
Polizeischätzungen zufolge rund 1'000 an der Zahl – kam. Auf der einen Seite wurden
die Corona-Massnahmen als Auslöser genannt, die es den Jugendlichen
verunmöglichten, ihren normalen Freizeitbeschäftigungen nachzugehen und die dazu
geführt hätten, dass die Party, welche im öffentlichen Raum stattfand, aufgelöst werden
musste. Auf der anderen Seite wurde den – teilweise alkoholisierten – Jugendlichen
auch einfach Lust auf Krawalle zugeschrieben. Die Einschätzungen der Medien fielen
ziemlich einheitlich aus; sie verurteilten die Auseinandersetzungen scharf, zeigten aber
auch Verständnis für die Jugendlichen, die teilweise frustriert darüber seien, nicht ihr
gewohntes soziales Leben führen zu können. So betonte etwa der Jugendpsychologe
Allan Guggenbühl gegenüber dem St. Galler Tagblatt, dass die Jugendlichen «Dampf
ablassen» müssten, was sie normalerweise in Clubs oder Bars täten – diese Alternative
falle nun jedoch weg. Die wenigen Jugendlichen, die in den Medien zu Wort kamen,
kritisierten die Auseinandersetzungen ebenfalls, pochten aber auch auf ihr Recht, sich
im öffentlichen Raum zu treffen und zu feiern.
Wenige Tage nach den Ausschreitungen äusserten sich die Jungparteien der Mitte, der
GLP, der EVP, der SP und der Grünen in einem offenen Brief. Sie betonten, dass die
junge Generation in der Pandemie mehr Gehör erhalten müsse. Sie wiesen zudem
darauf hin, dass viele Jugendliche aufgrund der Pandemie und ihrer Auswirkungen
unter schweren psychischen Problemen litten; es brauche nun dringend Lösungen,
«wie wir die Konsequenzen dieser Krise auch für die Jungen sozialverträglich gestalten
können». 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Jahresrückblick 2021: Bildung und Forschung

Im Kapitel Bildung und Forschung kam es im Berichtsjahr in verschiedenen Bereichen
zu wichtigen Entwicklungen. Medial und politisch am meisten Aufmerksamkeit erregte
aber wohl die Nicht-Assoziierung der Schweiz an das Forschungsrahmenprogramm
Horizon Europe 2021-2027 aufgrund des Abbruchs der Verhandlungen über ein
institutionelles Abkommen mit der EU. Mitte Juli 2021 gab das SBFI bekannt, dass die
Schweiz bei Horizon Europe bis auf Weiteres als nicht-assoziierter Drittstaat behandelt
wird, was bedeutet, dass eine Beteiligung für Schweizer Forschende nur noch in
beschränktem Ausmass möglich ist. Dies rief bei den Schweizer Hochschulen Unmut
hervor; zahlreiche Akteure befürchteten einen grossen Schaden für den
Forschungsstandort Schweiz. Bis zur weiterhin angestrebten Assoziierung sollten
Projekte aus der Schweiz über den bereits im Vorjahr gutgeheissenen Kredit durch das

BERICHT
DATUM: 31.12.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

01.01.65 - 01.01.24 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



SBFI und weitere Übergangsmassnahmen mittels Nachmeldung zum Voranschlag 2022
finanziert werden. Die APK-NR beantragte unterdessen ihrem Rat, in der
Budgetdebatte die mittlerweile freigegebene zweite Kohäsionsmilliarde unter der
Bedingung der Vollassoziierung an Horizon Europe zu verdoppeln, was der Nationalrat
jedoch ablehnte. Auch im Bereich des Austauschprogramms Erasmus plus versuchte
die APK-NR eine Entwicklung in Gang zu setzen, indem sie den Bundesrat dazu
aufforderte, bis Ende 2021 eine Finanzierungsbotschaft zur Teilnahme an Erasmus plus
vorzulegen. Die Motion fand schliesslich aufgrund der knappen Frist, die zur
Erarbeitung der Botschaft gesetzt worden war, keine Zustimmung. Der Bundesrat
sprach sich zwar ebenfalls für die Teilnahme an diesem Programm aus, wies aber darauf
hin, dass die EU – wie auch bei Horizon – noch keine Bereitschaft gezeigt habe, die
Schweiz an dieses Programm zu assoziieren.

Im Themenbereich der frühen Kindheit erschien im Februar 2021 der ausführliche
Bericht «Politik der frühen Kindheit. Auslegeordnung und Entwicklungsmöglichkeiten
auf Bundesebene » in Erfüllung eines Postulates Gugger (evp, ZH) und eines Postulates
der WBK-NR. Der Bundesrat erläuterte darin, dass er die Politik der frühen Kindheit als
gesellschaftlich äusserst relevant erachte. Da dieser Politikbereich jedoch vor allem in
der Hand der Kantone und Gemeinden liege, habe er hier nur beschränkte
Handlungsvollmachten. Entwicklungsmöglichkeiten auf Bundesebene sah der Bericht
aber unter anderem beim Zugang, der Qualität sowie der unterstützenden Finanzierung
der Angebote im Bereich der frühen Kindheit. So bestehe etwa die Möglichkeit, dass
Kindern mit Migrationshintergrund der Zugang zu Förderangeboten erleichtert werde
oder dass Projekte für die Förderung der Chancengleichheit von Kindern mit
Behinderungen finanziell unterstützt werden könnten. Dieser Postulatsbericht
veranlasste wiederum die WBK-NR, eine parlamentarische Initiative einzureichen, um
das Impulsprogramm für die Schaffung von Betreuungsplätzen in familienergänzenden
Strukturen von einer zeitlich befristeten in eine stetige Lösung zu überführen. Beide
Kommissionen gaben der Initiative im Berichtsjahr Folge.

Das auch im Jahr 2021 quasi alle Bereiche des politischen und gesellschaftlichen
Lebens beeinflussende Coronavirus führte im Sommer 2021 zu einem Peak der
medialen Berichterstattung im Bereich der Grundschulen und Gymnasien (vgl.
Abbildung 1 der APS-Zeitungsanalyse 2021 im Anhang). Der Start des neuen Schuljahres
gab Anlass zu etlichen Zeitungsberichten über das Maskentragen, das Testen und über
weitere Massnahmen wie etwa die Anbringung von CO2-Messgeräten und Luftfiltern.

Im Bereich der Berufsbildung gab ein Reformprojekt zur KV-Ausbildung, also zur von
den schweizweit am meisten Personen ergriffenen beruflichen Grundbildung, zu reden.
Anfang 2021 leitete das SBFI eine Anhörung zum Reformvorhaben in die Wege. Ziele der
Reform waren der Aufbau von Handlungskompetenzen, die Vermittlung von fundiertem
Grundlagenwissen, die Durchlässigkeit innerhalb der verschiedenen kaufmännischen
Abschlüsse, ein neues Fremdsprachenkonzept sowie ein Gesamtkonzept für die
lehrbegleitende Berufsmaturität. Bei den Anhörungsteilnehmenden stiessen einige
dieser Punkte auf Kritik, namentlich das geplante Vermitteln von Fachwissen in
Handlungskompetenzen, die vorgesehene Streichung einer zweiten Fremdsprache
sowie der als zu sportlich angesehene Fahrplan der Reform. Nach Vorliegen der
Anhörungsergebnisse reichten die beiden WBK daraufhin je eine gleichlautende Motion
ein, in welcher sie die Verschiebung der Inkraftsetzung der Reform auf 2023 forderten.
Zum selben Schluss gelangte das SBFI nach Rücksprache mit den Verbundpartnern.
Darüber hinaus lenkte es in der Fremdsprachen-Frage ein, womit KV-Lernende auch
weiterhin in zwei Fremdsprachen unterrichtet werden sollen. Hingegen hielt das SBFI
daran fest, Fachwissen zukünftig in Handlungskompetenzen zu vermitteln; dies sei in
der Berufsbildung mittlerweile Standard. 

Im Berichtsjahr gab es zudem beim übergeordneten Thema der Gleichstellung von Frau
und Mann im Schul- und Hochschulbereich drei Entwicklungen zu verzeichnen. Im März
verabschiedete der ETH-Rat seine neue Gender Strategie für die Jahre 2021-2024,
welche das Ziel verfolgte, den Frauenanteil in Lehre und Forschung, vor allem in den
Führungspositionen, weiter zu steigern. Zu den Schwerpunkten der Strategie gehörten
etwa die Aufdeckung und das Verhindern von Diskriminierung, Mobbing, Drohungen,
Gewalt und sexueller Belästigung. Eine vom Nationalrat gutgeheissene Motion der WBK-
NR für die Lancierung einer Sensibilisierungskampagne gegen ebendiese Belästigungen
im ETH-Bereich wurde vom Ständerat hingegen abgelehnt. Schliesslich wurde ein
Postulat der FDP.Liberalen-Fraktion zur Gleichstellung in der Berufsbildung
angenommen. Dieses forderte den Bundesrat auf zu prüfen, ob in
Ausbildungsprogrammen zu typischen Frauenberufen gleich viel Wert auf die
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Vermittlung unternehmerischer Kompetenzen gelegt wird wie in denjenigen für
typische Männerberufe. 8

Rückblick auf die 51. Legislatur: Bildung und Forschung

Autorinnen und Autoren: Bernadette Flückiger, Marco Ackermann und Marlène Gerber

Stand: 17.08.2023

Die Finanzierung sämtlicher Bereiche in Bildung, Forschung und Innovation wird alle
vier Jahre in der sogenannten BFI-Botschaft geregelt – so auch in der 51. Legislatur. Für
die Jahre 2021 bis 2024 sprach das Parlament insgesamt Mittel im Umfang von CHF 28.1
Mrd., zuvor hatte es die 14 Bundesbeschlüsse teilweise während drei Sessionen
beraten. Damit entpuppte sich die Botschaft zur Förderung von Bildung, Forschung und
Innovation in den Jahren 2021-2024 auch zum am längsten debattierten Geschäft der
Legislatur im vorliegenden Themenbereich. 

Im Bereich der frühkindlichen Förderung bot ein vom Bundesrat verfasster Bericht zur
Politik der frühen Kindheit unter anderem den Anstoss zur Einreichung einer
Kommissionsinitiative, die eine dauerhafte Beteiligung des Bundes an den elterlichen
Kosten der ausserfamiliären Kinderbetreuung fordert. 

Während der 51. Legislatur wurden in den Medien verschiedene Diskussionen zur
obligatorischen Schule intensiv geführt. So gab während des Lockdowns in der Corona-
Pandemie etwa das für eine Zeit nötig gewordene Homeschooling oder die später
eingeführte Maskentragepflicht zu reden. Doch auch nach Ende der Pandemie standen
die Schulen vor grossen Herausforderungen: Nach Beginn des Ukraine-Kriegs stellte
sich die Frage zur Integration geflüchteter ukrainischer Kinder in das Schweizer
Schulsystem. Ab dem Jahr 2022 intensivierten sich die Diskussionen um den Mangel an
Lehrpersonen, was auch in politische Vorstösse – etwa bezüglich des Zugangs zum
Beruf oder zur Ausbildung – mündete. 

Neben Diskussionen um die obligatorische Schule wurden in den Medien auch
Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die Berufsbildung diskutiert. Mit dem
sogenannten EHB-Gesetz schuf der Bundesrat in der 51. Legislatur eine eigene
gesetzliche Grundlage für die Eidgenössische Hochschule für Berufsbildung. Aufgrund
des Widerstands des Ständerates nicht zustande kam hingegen die Titeläquivalenz für
die höhere Berufsbildung.

In den Bereichen Forschung und Hochschulen beschäftigte die Revision des ETH-
Gesetzes die Räte, mit der unter anderem Empfehlungen der Eidgenössischen
Finanzkontrolle zu generellen Aufsichtskompetenzen des ETH-Rates umgesetzt wurden.
Das Geschäft konnte schliesslich nach der Einigungskonferenz verabschiedet werden.
Ebenfalls ausführlich debattiert worden war die Finanzierungsbotschaft für die
Beteiligung am Horizon Paket 2021-2027 der EU – allerdings noch bevor es zum
Abbruch der Verhandlungen über das Rahmenabkommen mit der EU kam. Nach
besagtem Verhandlungsabbruch und der Schweizer Zurückhaltung in Sachen
Kohäsionsmilliarde war es der Schweiz lediglich möglich, als nicht-assoziierter
Drittstaat an «Horizon Europe» teilzunehmen, worauf Bundesrat und Parlament
verschiedene Übergangsmassnahmen verabschiedeten. In Erfüllung zweier
Standesinitiativen gab der Bundesrat Ende 2022 ferner einen Entwurf zur Schaffung
eines Horizon-Fonds – ein befristeter Fonds für die finanzielle Unterstützung der
internationalen Forschungszusammenarbeit für die Zeit der Nicht-Assoziierung an
«Horizon Europe» – in die Vernehmlassung. Auch bleibt der Schweiz nach wie vor die
Assoziierung an Erasmus+ versagt.

Zu den Jahresrückblicken:
2020
2021
2022
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Grundschulen

Am 29. April 2020 beschloss der Bundesrat, dass die Schulen der Stufen Primar und
Sekundarstufe I, welche aufgrund der Corona-Pandemie hatten geschlossen werden
müssen, am 11. Mai 2020 wieder öffnen dürfen. Der Wiedereröffnung der Schulen
voraus ging ein Statement von Daniel Koch vom BAG, in welchem er den Medien
erläuterte, dass sich unter den Infizierten kaum Kinder befänden und dass diese nicht
die Haupttreiber dieser Epidemie seien. Diese Aussage wurde zwar von einigen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern angezweifelt, aber Kinder hätten offenbar
weniger Symptome und steckten damit weniger oft andere Personen an, wie der Leiter
der Abteilung für Infektiologie Christoph Berger gegenüber der NZZ bestätigte.
Die Ankündigung der Schulöffnungen machte in der Schweiz eine Art Röstigraben
sichtbar, zumindest zwischen Genf und Waadt und dem Rest der Schweiz, wie die
Medien berichteten. Diese beiden Kantone, die beide viele Infizierte aufzuweisen
hatten, äusserten grosse gesundheitlich begründete Vorbehalte gegenüber einer
Öffnung am 11. Mai, zumal nicht klar sei, welche Schutzmassnahmen die Öffnung
begleiteten. Die Erarbeitung der Schutzkonzepte überliess der Bundesrat in der Tat den
Kantonen respektive den Gemeinden. Er gab nur einige Eckwerte für die Konzepte vor,
wie etwa den 2m-Abstand zwischen Lehrpersonen und Schülern respektive
Schülerinnen und die Beachtung der Hygieneregeln. Eine Maskenpflicht sah der
Bundesrat nicht vor. Ebensowenig gab es Angaben zu einer Maximalgrösse der
Schulklassen, was dazu führte, dass in einigen Kantonen die ganze Klasse unterrichtet
wurde, während in anderen Kantonen Halbklassenunterricht vorgesehen war, wie Le
Temps berichtete. Bei vulnerablen Personen (Kinder oder Lehrpersonen) sollten die
Kantone für individuelle Lösungen sorgen, so der Bundesrat. Die Regierung beschloss
ebenso, dass es an den Kantonen sei, zu entscheiden, ob die Schulen Zeugnisse
ausstellen oder darauf verzichten sollen. Dieser grosse Spielraum für die Kantone wurde
von verschiedenen Medien und Fachpersonen kritisiert. Die NZZ etwa sprach von einem
Wirrwarr und einem föderalen Flickenteppich. Dagmar Rösler vom LCH und Thomas
Minder vom Schulleiter-Verband kritisierten den Bundesrat ebenfalls und gaben zu
Protokoll, dass sie sich klarere und einheitlichere Vorgaben für die Schulöffnung
gewünscht hätten, insbesondere betreffend maximale Klassengrössen.
Im Bereich der Gymnasien entschied der Bundesrat Ende April 2020 ebenfalls, dass
jeder Kanton selber festlegen könne, ob er schriftliche Maturaprüfungen durchführen
wolle oder nicht. Die mündlichen Prüfungen waren zuvor von der EDK bereits zur
Absage empfohlen worden, was für die Kantone aber nicht verbindlich war. Bereits vor
dem offiziellen Entscheid des Bundesrates Anfang Mai hatten einige Kantone
entschieden, ob sie die Maturaprüfungen durchführen möchten oder nicht. Michael
Hengartner, Präsident des ETH-Rats, bedauerte in der Sonntagszeitung, dass bei den
Maturaprüfungen kein einheitliches Vorgehen zustande gekommen war. Er persönlich
halte die Matura für ein wichtiges Ereignis im Leben der Gymnasiastinnen und
Gymnasiasten.
Bei den Berufsschulen entschieden Bund, Kantone und die Sozialpartner gemeinsam,
dass die schriftlichen Lehrabschlussprüfungen nicht stattfinden werden, sondern die
Erfahrungsnoten herangezogen werden sollen. Die praktischen Prüfungen sollten aber
wenn immer möglich stattfinden, sofern die Hygieneregeln eingehalten werden
können. 9

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.05.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Start des neuen Schuljahres im August 2021 gab in Zusammenhang mit der Covid-
19-Pandemie Anlass zu einer medialen Debatte über die Maskentragepflicht für die
Stufen Sek I und II (ab 12 Jahren) und insbesondere zu den Fragen, ob und wie
regelmässig die Schülerinnen und Schüler getestet werden sollen, ob es für die
Klassenzimmer CO2-Messgeräte und Luftfilter braucht und wie sinnvoll eine Impfung
für die Jugendlichen ist. Dabei zeichneten sich gemäss Medienberichten mehrere
Konflikte entlang dieser Themen ab: 
Während die Dachorganisation der Lehrerinnen und Lehrer Schweiz LCH sowie deren
Westschweizer Pendant SER (Syndicat des enseignant*es romand*es) repetitive
Spucktests, CO2-Messgeräte für jedes Klassenzimmer sowie prioritäre Booster-
Impfungen für Lehrpersonen forderten, erachtete der Verband der Schulleiterinnen
und Schulleiter regelmässiges Testen für wenig sinnvoll und zu aufwändig. 
Ein zweiter Konflikt tat sich innerhalb der Gruppe der Erziehungsberechtigten auf. Hier
gab es auf der einen Seite die Interessengruppe «Protect the kids», welche sich mittels
einer Petition für eine generelle Maskenpflicht, präventives Testen sowie für den
Einsatz von Luftfiltern und CO2-Messgeräten starkmachte. Auf der anderen Seite
machte die impfskeptische Website und Petition «Schützt die Kinder», welche ein
Impfmoratorium für unter 16-Jährige forderte, von sich reden. Diese Petition werde

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
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BERNADETTE FLÜCKIGER
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zudem unter anderem von der Gruppe «Eltern für Freiheit» unterstützt, welche gegen
die repetitiven Tests und die Maskentragepflicht kämpft, berichtete der Tages-
Anzeiger.
Schliesslich wurde auch eine gewisse Diskrepanz in den Aussagen zwischen Bund und
Kantonen ersichtlich: Gemäss Medienberichten sprach sich Gesundheitsminister Alain
Berset für repetitive Tests an den Schulen aus, während die Kantone darauf beharrten,
dass die Entscheidung darüber in ihrer Kompetenz liegen solle. Dies führte gemäss
Tages-Anzeiger zu einem «kantonalen Flickenteppich». Doch nicht nur zwischen ihnen,
auch innerhalb der Kantone gab es Unterschiede: So überliessen viele Kantone den
einzelnen Gemeinden die Entscheidung, ob sie beispielsweise Investitionen in Luftfilter
tätigen möchten. 
Gegen Ende August 2021, und damit nach nur einigen wenigen Wochen Unterricht, kam
es bereits zu stark ansteigenden Fallzahlen bei den Kindern und Jugendlichen.
Trotzdem wurde kein starker Ruf nach einem Lockdown der Schulen laut – im
Gegenteil. Die Akteure schienen sich dieses Mal einig zu sein, dass ein solcher
unbedingt verhindert werden müsse, da zahlreiche Kinder aufgrund des Lockdowns im
letzten Jahr stark gelitten hatten, den Schulstoff nicht bewältigen konnten und (noch
mehr) zurückgefallen waren. 10

Berufsbildung

Ende April 2020 forderte die WAK-SR den Bundesrat auf, in Koordination mit den
Kantonen sowie den Organisationen der Arbeitswelt Massnahmen zu ergreifen, damit
die Lehrbetriebe trotz der coronabedingten Krise weiterhin Lernende beschäftigen
und anstellen können. Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion.
In der Sondersession im Mai 2020, die aufgrund der Coronakrise auf dem Gelände der
BEA Expo stattfand, erläuterte Christian Levrat (sp, FR), dass die Kommission an zwei
Stellen Risiken für die Jugendlichen sehe: Zum einen bestehe die Gefahr, dass
Lernende, die bis jetzt keine Stelle gefunden haben, auch bis im Sommer keine finden
werden. Zum anderen befürchte die Kommission, dass einige Firmen die Weiterführung
der Ausbildung aufgrund der Coronakrise nicht finanzieren könnten und diese daher
abbrechen würden. 
Arbeits- und Bildungsminister Parmelin stimmte der Dringlichkeit des Themas zu und
plädierte ebenfalls für die Annahme der Motion. Er erläuterte, dass die vom Bund
vorgesehenen Massnahmen subsidiär diejenigen der Kantone und der Organisationen
der Arbeitswelt unterstützen würden, da diese genauer wüssten, welche Regionen und
Branchen welche Hilfen bräuchten. Der Ständerat nahm die Motion seiner Kommission
ohne Abstimmung an.
In der WAK-NR und im Nationalrat war die Motion ebenfalls unbestritten. Valentine
Python (gp, VD) wies im Plenum in einem ausführlichen Statement darauf hin, dass
tausende von Jugendlichen gefährdet seien, keine Lehrstelle zu finden. Untätigkeit und
Perspektivlosigkeit über mehrere Monate hinweg könnten für die betroffenen
Jugendlichen verheerende Auswirkungen haben, ganz zu schweigen von den sozialen
und finanziellen Folgen. Eine vom SBFI alle zwei Wochen durchgeführte kantonale
Umfrage zeige bereits einen sehr deutlichen Anstieg der Zahl der Kündigungen von
Lehrverträgen in den Kantonen Genf, Waadt und Zürich, so Python. Guy Parmelin wies
abschliessend im Nationalrat darauf hin, dass derzeit auch der Übergang von der Lehre
in den Arbeitsmarkt für die Jugendlichen mit grossen Schwierigkeiten verbunden sei.
Der Nationalrat nahm die Motion ebenfalls stillschweigend an. 11

MOTION
DATUM: 05.05.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Anfang Mai 2020 gründete der Bund eine Task Force zur Stärkung der Berufsbildung,
bestehend aus Vertreterinnen und Vertretern von Kantonen, Sozialpartnern und Bund.
Da es für viele Jugendliche und junge Erwachsene aufgrund der coronabedingten
wirtschaftlichen Situation schwierig geworden sei, eine Lehrstelle oder eine Stelle nach
der Ausbildung zu finden, wurde diese Task Force mit der Aufgabe betraut, die
Situation in den Kantonen zu beobachten und wenn nötig stabilisierend einzugreifen.
Während sich die Parlamentarierinnen und Parlamentarier einig waren, dass in dieser
Situation Handlungsbedarf bestehe (vgl. Mo. 20.3163.), waren die von der NZZ zitierten
Expertinnen und Experten uneins in der Frage, ob es überhaupt einen gewichtigen
Einbruch beim Angebot der Lehrstellen gebe. Generell schien aber die Lage in der
lateinischen Schweiz etwas angespannter als in der Deutschschweiz, wo traditionell
schon früher mit der Lehrstellensuche und -vergabe gestartet werde, wie Le Temps
berichtete. Dieselbe Zeitung berichtete denn auch darüber, was in den einzelnen
französischsprachigen Kantonen konkret unternommen wurde, um den
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Lehrstellensuchenden und den ausbildenden Firmen zu helfen. So zahlte der Kanton
Waadt beispielsweise die Hälfte des Jahreslohns aller entlassenen Lernenden, die im
zweiten und dritten Lehrjahr standen, um ihnen damit die Suche nach einem neuen
Arbeitsplatz zu erleichtern. In weiteren Medienmitteilungen erläuterte das SBFI, dass
die Task Force einen «Förderschwerpunkt Lehrstellen» eingerichtet habe. Mit diesen
Fördermitteln könne der Bund im Rahmen bestehender Kredite einzelne Projekte
prioritär unterstützen. Dies in den Bereichen Coaching / Mentoring von Jugendlichen
auf Lehrstellensuche, beim Erhalt und der Schaffung von Lehrstellen, bei deren
Besetzung, bei der Erarbeitung neuer Ausbildungsmodelle oder zur Vermeidung von
Lehrvertragsauflösungen. Zudem wies das SBFI im Juli 2020 darauf hin, dass auf die
Lehrabgängerinnen und Lehrabgänger eine schwierige Situation zukommen könnte. In
verschiedenen Kantonen stünden aber seitens der Berufsberatungen Angebote zur
Verfügung, um diese Personen gezielt zu unterstützen. 12

Im Zentrum eines von Daniel Jositsch (sp, ZH) im Juni 2020 eingereichten Postulats
stand die Förderung des Berufspraktikums für arbeitslose Lehrabgängerinnen und
Lehrabgänger zur Bewältigung der Corona-Krise. Das Berufspraktikum sei als
arbeitsmarktliche Massnahme der ALV ein geeignetes Instrument, um «Berufserfahrung
zu sammeln, berufliche Kenntnisse zu vertiefen und das persönliche Netzwerk zu
vergrössern», so Jositsch. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats; eine
zusätzliche Unterstützung der Berufspraktika sei nicht nötig, diese würden bereits
heute gefördert. Des Weiteren bestehe derzeit aufgrund der Corona-Krise die
Möglichkeit, dass Lernende nach Lehrabschluss in ihrem Lehrbetrieb weiterbeschäftigt
werden können, auch wenn sich der Betrieb in Kurzarbeit befinde.
Der Ständerat entschied sich in der Herbstsession 2020 äusserst knapp, bei 21 zu 21
Stimmen mit Stichentscheid von Präsident Stöckli (sp, BE), das Postulat anzunehmen. 13

POSTULAT
DATUM: 24.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR) forderte in einem im Frühjahr 2021
eingereichten Postulat, dass Massnahmen geprüft werden, um zu verhindern, dass
Studierende und Lernende der Berufsbildung aufgrund der Covid-19-Pandemie
diskriminiert werden. Der Bundesrat solle dazu unter anderem untersuchen, inwiefern
den Auszubildenden Wissenslücken drohen und wie sich diese auf die Qualität der
Diplome und in der Folge auch auf die Chancen auf dem Arbeitsmarkt auswirken
können und dazu einen Bericht vorlegen. Die Postulantin wollte ebenfalls wissen, ob
Bund und Kantone Massnahmen planen – beispielsweise einen runden Tisch mit den
Sozialpartnern –, um den Menschen zu helfen, die ihre Ausbildung aufgrund der
Auswirkungen der Pandemie nicht mit einem Diplom abschliessen können.
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats. Dieses wurde in der
Sommersession 2021 von Nationalrat diskussionslos angenommen. 14

POSTULAT
DATUM: 18.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Bundesrat publizierte im September 2022 den Bericht «Angebote der
Arbeitslosenversicherung für junge Erwachsene am Übergang II» (also beim Übergang
von der Berufslehre in den Arbeitsmarkt) in Erfüllung eines Postulats Jositsch (sp, ZH).
Der Bericht hielt fest, dass es aufgrund der Covid-19-Pandemie einen Anstieg der
Arbeitslosen generell und insbesondere bei den Lehrabgängerinnen und Lehrabgängern
zu verzeichnen gegeben, sich die Lage jedoch relativ rasch wieder normalisiert habe.
Die Herausforderung für die jungen Arbeitssuchenden sei aber aus Sicht der
Arbeitsmarktbehörden nicht grösser gewesen als in vorangehenden Krisen, weshalb
keine grossen Änderungen am System vorgenommen werden müssten. In den
Befragungen und Gesprächen mit den zuständigen Behörden seien jedoch punktuell
Vorschläge eingebracht worden, wie den Jugendlichen beim Übergang II noch besser
geholfen werden könne. So wurde etwa vorgeschlagen, die von Jositsch
angesprochenen Berufspraktika attraktiver zu gestalten oder den Aufbau von
Einzelcoachings in Form eines Tandems oder eines Mentorings zu prüfen. Ausserdem
solle die besondere Wartezeit von 120 Tagen für den Besuch von arbeitsmarktlichen
Massnahmen – also Leistungen zur Unterstützung des Ziels der raschen und
dauerhaften (Wieder-)Eingliederung in den Arbeitsmarkt – reduziert oder gänzlich
abgeschafft werden. Ohne diese Wartezeit, welche Personen betrifft, die noch keine
Beiträge an die ALV eingezahlt haben, könnten die Arbeitsmarktchancen mancher
Jugendlichen stark erhöht werden, so der Bericht. 15

BERICHT
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Im Sommer 2023 schrieb der Ständerat das Postulat Jositsch (sp, ZH) zum Thema
«Angebote der Arbeitslosenversicherung für junge Erwachsene am Übergang II»
während der Corona-Krise ab, nachdem der Bundesrat Ende Sommer 2022 den
entsprechenden Bericht in Erfüllung des Vorstosses veröffentlicht hatte. Die
Abschreibung erfolgte im Rahmen der Behandlung des Berichts des Bundesrates über
Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte im Jahr 2022. 16

POSTULAT
DATUM: 05.06.2023
MARCO ACKERMANN

Im Sommer 2023 schrieb der Nationalrat ein Postulat Bulliard-Marbach (mitte, FR) für
einen Bericht betreffend Massnahmen zur Verhinderung von Diskriminierung von
Studierenden und Lernenden der Berufsbildung in Folge der Covid-19-Pandemie ab.
Der Bundesrat, der dem Rat die Abschreibung beantragt hatte, verwies in seinem
schriftlichen Antrag auf die «Task Force Perspektive Berufslehre» und deren
«Förderschwerpunkt Lehrstellen Covid-19». Die Hochschulen hätten zudem den
Betrieb von Lehre und Forschung während der Pandemie in Präsenz oder digital
aufrechterhalten können und finanzielle und psychische Hilfsangebote eingerichtet.
Aufgrund dessen und der getroffenen Massnahmen erachtete der Bundesrat das
Anliegen – ohne zusätzlichen Bericht – als erfüllt und beantragte die Abschreibung des
Postulats. 17

POSTULAT
DATUM: 12.06.2023
MARCO ACKERMANN

Im Sommer 2023 schrieben beide Kammern im Rahmen des Berichts des Bundesrates
über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte im Jahr 2022 eine Motion der
WAK-SR für die Unterstützung der Lehrbetriebe während der Corona-Krise ab. Der
Bundesrat verwies in seinem schriftlichen Antrag auf Abschreibung auf die
unternommenen Anstrengungen im Rahmen der «Task Force Perspektive Berufslehre»
und deren «Förderschwerpunkt Lehrstellen Covid-19». Zwischen Mai 2020 und März
2022 habe der Bund so insgesamt knapp hundert Projekte zur Stabilisierung des
Lehrstellenmarktes mit gut CHF 23 Mio. unterstützt. Lernende hätten während dieser
Zeit «einen vollwertigen, auf dem Arbeitsmarkt anerkannten Berufsabschluss erlangen»
können, konstatierte der Bundesrat. 18

MOTION
DATUM: 12.06.2023
MARCO ACKERMANN

Hochschulen

Im Herbst 2021 kam es an den Schweizer Hochschulen zu einigen Diskussionen rund
um das Covid-19-Zertifikat: Auf den Beginn des Herbstsemesters 2021 empfahl die
Dachorganisation swissuniversities den Hochschulen eine Zertifikatspflicht für ihre
Präsenzveranstaltungen einzuführen. Zahlreiche Institutionen folgten dieser
Empfehlung; für die ungeimpften Studierenden wurden im Gegenzug meistens Gratis-
Tests bereitgestellt sowie Fernunterricht angeboten. Kurz nach der Ankündigung der
Hochschulen, die Zertifikatspflicht einzuführen, formierten sich erste Gruppierungen –
beispielsweise «Zertifikatsfreie Bildung» –, die am ersten Tag des neuen Semesters
gegen die Zertifikatspflicht protestierten. Zu solchen Kundgebungen kam es etwa in
Bern, Zürich, Basel, Luzern und St. Gallen. Zwei Studentinnen der Gruppierung
«Zertifikatsfreie Bildung» respektive dem francophonen Pendant «Education sans
certificat» kritisierten, dass die Zertifikatspflicht dazu führe, dass der Impfstatus über
das Recht auf den Zugang zu Bildung entscheide. Dies käme einer Diskriminierung
gleich. In Zürich musste sich schliesslich gar die Justiz mit der Frage der
Zertifikatspflicht an der Universität beschäftigen, nachdem ein Student Rekurs
eingelegt hatte. Für die von der NZZ dazu befragten Regina Kiener und Daniel Möckli
vom Institut für Völkerrecht und ausländisches Verfassungsrecht der Universität Zürich
war jedoch klar, dass bei der Zertifikatspflicht nicht von einer Diskriminierung
gesprochen werden könne. Diese liege nur vor, «wenn eine Person nicht wegen ihres
Verhaltens, sondern allein aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu einer Minderheit oder wegen
bestimmter angeborener Merkmale schlechter behandelt wird». 19

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.10.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Forschung

Seit die WHO im März 2020 die Verbreitung des Covid-19-Virus als Pandemie eingestuft
hatte, startete eine beispiellose internationale Suche nach einem Impfstoff gegen
Covid-19. Wie die Medien im Frühjahr berichteten, gab es bereits zu diesem Zeitpunkt
weltweit rund 140 Forschungsprojekte zu möglichen Impfstoffen. Die Aargauer Zeitung
lieferte im Mai 2020 eine Übersicht über die erfolgsversprechendsten Impfstoffe,
darunter auch diejenigen von Moderna und Pfizer/BioNTech. Letzterer wurde denn
auch Ende 2020 in Grossbritannien zum ersten Mal eingesetzt. 
Der SNF lancierte im April 2020 das NFP 78 «Covid-19»; im August gab er bekannt, dass
in dessen Rahmen 28 Forschungsprojekte gefördert werden. Diese Projekte sollen dazu
dienen, «neue Erkenntnisse zur Coronavirus-Erkrankung 2019 (Covid-19) zu gewinnen,
Empfehlungen für das klinische Management und das Gesundheitswesen zu erarbeiten
sowie die Entwicklung von Impfstoffen, Behandlungen und Diagnostika zu
beschleunigen». Dafür stehen CHF 18.6 Mio. zur Verfügung. Zudem sprach der SNF im
Mai 2020 weitere CHF 10 Mio. für insgesamt 36 Forschungsprojekte, die sich den
gesellschaftlichen und biomedizinischen Aspekten von Epidemien widmen.
Die weltweite intensive und beschleunigte Forschung (sogenannte Speed-Forschung)
nach einem Impfstoff warf auch gewisse ethische Fragen auf. Die Theologin und
Ethikerin Ruth Baumann-Hölzle forderte in der NZZ, dass vor einer Impfstoff-Zulassung
die Nebenwirkungen detailliert erforscht sein müssen. Es müsse verhindert werden,
dass es aufgrund der Ängste in der Bevölkerung vor einer Ansteckung mit Covid-19 zu
einer raschen und unkontrollierten Zulassung komme, die unter Umständen für sehr
viele Leute ein hohes Risiko mit sich bringen könne. Zudem wies Baumann-Hölzle auf
die Relevanz der Frage nach der weltweiten Verteilungs- und Zugangsgerechtigkeit hin.
Hier befinde sich die Schweiz, welche sich bei Moderna ein Vorverkaufsrecht für deren
Impfstoff gesichert habe und sich gleichzeitig international für den Aufbau eines
Verfahrens für mehr Verteilungsgerechtigkeit bei den Impfstoffen engagiere, in einem
Spannungsfeld zwischen Eigennutzen und internationaler Solidarität. 20

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.04.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Ständerat Michel (fdp, ZG) forderte in seinem im Mai 2020 eingereichten Postulat
«Wissenschaftliches Potenzial für Krisenzeiten nutzen», dass der Bundesrat die
Erschaffung eines interdisziplinären wissenschaftlichen Netzwerks oder
Kompetenzzentrums für Krisenlagen prüft. Dieses solle nicht erst in Notlagen (etwa bei
Naturkatastrophen) auf die Beine gestellt werden, sondern «präventiv bereitstehen, um
im Bedarfsfall sofort aktiviert werden zu können». Die Covid-19-Krise habe gezeigt, dass
die Schweiz auf die rasche Aktivierbarkeit ihrer Forschungsressourcen angewiesen sei.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulates. Er war der Auffassung, dass
die rechtlichen Grundlagen und die entsprechenden Gremien bereits existierten und
genügend breit aufgestellt seien, um bei der Krisenfrüherkennung und der
Krisenbewältigung rasch und effizient zu agieren. Es sei jedoch notwendig, diese
Strukturen und Prozesse im Rahmen der momentan laufenden Evaluation der
Bewältigung der Covid-19-Krise zu analysieren und zu überprüfen. Dabei sei
insbesondere auf Fragen der Koordination und Zusammenarbeit zu achten. Der
Bundesrat war der Ansicht, dass die im Postulat aufgeworfenen Fragen bereits im
Rahmen dieser Evaluation beantwortet werden können.
In der ständerätlichen Debatte im Herbst 2020 betonte Bundeskanzler Thurnherr
erneut, dass ein solcher Bericht und die Schaffung weiterer Gremien nicht nötig sei. Er
war vielmehr der Meinung, dass je nach Krise spezifische Kreise der Wissenschaft
benötigt würden; bei einem Terrorangriff würden nicht dieselben Leute wie bei einem
Hackerangriff gebraucht. Daher sei die Schaffung des geforderten Netzwerks wenig
sinnvoll.
Eine knappe Mehrheit des Ständerats war von der Argumentation Thurnherrs nicht
überzeugt, die kleine Kammer nahm das Postulat  mit 18 zu 17 Stimmen an. 21

POSTULAT
DATUM: 17.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Bundesrat gab Ende März 2021 – und damit wenige Wochen nachdem er die
Botschaft zur Änderung des Forschungs- und Innovationsförderungsgesetzes
präsentiert hatte – seine strategischen Ziele für die Innosuisse für die Jahre 2021-
2024 bekannt. Das Kerngeschäft der Innosuisse solle weiterhin im effizienten und
direkten Transfer von Forschungsergebnissen in die Praxis liegen. Die Innosuisse solle
dabei vor allem KMU unterstützen, damit diese weiterhin in ihre Forschung und
Entwicklung investieren, gab der Bundesrat bekannt.
Die Schwerpunkte der Strategie bestanden unter anderem in der Förderung von
Projekten mit einem hohen volkswirtschaftlichen Potential sowie von

ANDERES
DATUM: 31.03.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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«Flaggschiffprojekten». Unter letzteren versteht der Bundesrat Projekte zu
Innovationsthemen von grosser und bereichsübergreifender Bedeutung (Beispielsweise
im Bereich der Nachhaltigkeit). Schliesslich soll die Innosuisse in den Jahren 2021 und
2022 auch das Ziel verfolgen, das Impulsprogramm «Innovationskraft Schweiz»
erfolgreich umzusetzen und damit dafür sorgen, dass Unternehmen ihre
Innovationskraft trotz der Corona-Krise behalten können. 22

Das 80. Nationale Forschungsprogramm mit dem Namen «Covid-19 in der
Gesellschaft» war im April 2021, und damit noch mitten in der Covid-19-Pandemie,
lanciert worden. Mit dem NFP soll herausgefunden werden, «welche gesellschaftlichen
Dimensionen und Prozesse den Verlauf der Pandemie beeinflusst haben» und welche
sozialen Folgen die Pandemie nach sich zog. Die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler sollten sich darüber hinaus mit der Bewältigung der Pandemie
auseinandersetzen und Schlussfolgerungen für den Umgang mit zukünftigen Pandemien
ziehen. Das Forschungsprogramm umfasste drei Module: «Verantwortungsvolles
Verhalten fördern», «Individuelle und kollektive Wohlfahrt fördern» sowie
«Krisenbewältigung und dauerhaften Wandel fördern».
Wie der SNF im November 2022 mitteilte, wurden 25 Forschungsprojekte aus den
Geistes- und Sozialwissenschaften für die drei Module des NFP 80 bewilligt. Die
Forschenden beabsichtigten, eine breite Palette an Forschungsfragen anzugehen; so
soll etwa der Einfluss der Covid-19-Pandemie auf die Arbeitswelt oder auf
Familienstrukturen untersucht werden, wobei der Fokus auch auf unterschiedliche
Regionen sowie verschiedene Alters- und Bevölkerungsgruppen gelegt werden soll. 23

ANDERES
DATUM: 07.11.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im November 2022 publizierte der Bundesrat den Bericht «Wissenschaftliches
Potenzial für Krisenzeiten nutzen» in Erfüllung der Postulate von Matthias Michel (fdp,
ZG; Po. 20.3280) sowie von Jacqueline de Quattro (fdp, VD; Po. 20.3542).
Die zweite Evaluation des Krisenmanagements des Bundes in der Covid-19-Pandemie
hatte gezeigt, dass der Einbezug der Wissenschaft ins Krisenmanagement wichtig sei,
dass aber auch geklärt werden müsse, wie dieser Einbezug im Detail ausgestaltet
werden soll. Im Postulatsbericht wurden vier verschiedene Varianten für einen
verbesserten Einbezug geprüft. Dabei wurde die Option, ad-hoc-Gremien basierend
auf einem interdisziplinären wissenschaftlichen Netzwerk zu etablieren, aufgrund eines
Grundlagenberichts und der Rückmeldungen aus Wissenschaft und Bundesverwaltung
präferiert. Der Bundesrat beauftragte in der Folge die BK und das WBF mit der
Erarbeitung eines Umsetzungsvorschlags dieser Option bis Ende 2023. Im
Umsetzungsvorschlag sollen insbesondere die Regeln und Prozesse für den Einbezug
von wissenschaftlichen ad-hoc-Gremien definiert werden. 24

BERICHT
DATUM: 23.11.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Tessiner Nationalrat Piero Marchesi (svp, TI) forderte in einer im Mai 2021
eingereichten Motion, dass der Bundesrat den Startschuss für die Impfstoffforschung
und Impfstoffproduktion in der Schweiz erteilt. Erfahrungen aus der Corona-Pandemie
hätten gezeigt, dass die Schweiz trotz der ansässigen Pharmaindustrie grosse Mühe –
gemäss Motionär «enormi difficoltà» – gehabt habe, geeignete Impfstoffe zu besorgen.
Der Bundesrat sollte deshalb dazu angehalten werden, in Zusammenarbeit mit den
Universitäten, den privaten Forschungseinrichtungen und der Pharmaindustrie eine
Vorlage auszuarbeiten, um die Rahmenbedingungen für den hiesigen Forschungs- und
Produktionsstandort zu verbessern. Die Massnahmen sollten dazu beitragen, dass die
Schweiz besser auf künftige Pandemien vorbereitet ist. In der Sondersession im Mai
2023 befasste sich der Nationalrat mit der Motion. Gesundheitsminister Alain Berset
plädierte im Namen des Gesamtbundesrates für eine Ablehnung der Motion. Er zeigte
sich gegenüber dem Anliegen nicht abgeneigt, erklärte aber, dass dieses bereits mit der
Verlängerung des Covid-19 Gesetzes bis im Sommer 2024 und dem darin enthaltenen
Unterstützungsprogramm – insbesondere für die Entwicklung von Covid-19-
Medikamenten – umgesetzt werde. Im Anschluss an diese Regelung plane der Bundesrat
mit der Revision des Epidemiengesetzes zudem die Verankerung einer langfristigen
Vorbereitung auf allfällige Pandemien. Eine Mehrheit der grossen Kammer folgte diesem
Votum und lehnte die Motion mit 101 zu 59 Stimmen bei 20 Enthaltungen ab. Für
Annahme stimmten dabei die geschlossene SVP-Fraktion zusammen mit Teilen der SP-
Fraktion. In Letzterer enthielten sich viele Mitglieder der Stimme. 25

MOTION
DATUM: 03.05.2023
MARCO ACKERMANN
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Nachdem der Bundesrat im November 2022 einen Bericht über die Nutzung von
wissenschaftlichem Potenzial in Krisenzeiten veröffentlicht hatte, beantragte er die
Abschreibung des entsprechenden Postulats Michel (fdp, ZG) im Rahmen des Berichts
des Bundesrates über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte im Jahr 2022.
Im Sommer 2023 folgte der Nationalrat diesem Antrag und schrieb den Vorstoss ab. 26

POSTULAT
DATUM: 05.06.2023
MARCO ACKERMANN
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